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— die Gewährleistung der Standsicherheit der Böschun­
gen,

— die Absperrung der Böschungsoberkante zur Sicherung 
gegen Absturz,

— die Ausschließung des unbefugten Aufenthalts von Per­
sonen im Bereich von Arbeitsmaschinen an Böschun­
gen.
Den spezifischen Bedingungen bei der Deckung des 

Eigenbedarfs von Kleinverbrauchern (insbesondere dem 
nicht kontinuierlichen Bedarf und der damit teilweise ver­
bundenen diskontinuierlichen Durchführung der Gewin­
nungsarbeiten) Rechnung tragend, sind entsprechend den 
konkreten örtlichen Bedingungen Festlegungen dazu zu 

■treffen, in welchen Zeiträumen im Jahr, an welchen Tagen 
im Monat und zu welcher Tageszeit mineralische Rohstoffe 
aus dem jeweiligen Objekt bezogen werden können. In 
der übrigen Zeit ist der Zugang zur Gewinnungsstätte 
für Unbefugte zu sperren. Entsteht Bürgern oder Betrie­
ben durch die Gewinnungsarbeiten ein Schaden, ist der 
für die Lagerstätte verantwortliche Betrieb nach §§18 ff. 
Berggesetz i. V. m. §§ 25 bis 30 der 1. DVO zum Berggesetz 
schadenersatzpflichtig.

Rechtliche Verantwortung nach Beendigung 
der Gewinnungsarbeiten

Auch nach Beendigung der Gewinnungsarbeiten hat der 
Betrieb, dem die Gesamtverantwortung übertragen wurde, 
Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten; insbesondere 
sind Personen- und Sachschäden als mögliche Folgen der 
Oberflächenveränderung auszuschließen.

Eine wichtige Maßnahme ist dabei die Wiederurbar­
machung. Die Anforderungen an Art, Umfang und Zeit­
raum der Wiederurbarmachung ergeben sich aus § 19 der 
BodennutzungsVO, den §§ 13 bis 17 Berggesetz, §§ 22, 23 
der 1. DVO zum Berggesetz, der АО über die Wiederurbar­
machung bergbaulich genutzter Bodenflächen — Wieder- 
urbarmachungsAO — vom 10. April 1970' (GBl. II Nr. 38
S. 279) und der АО über Halden und Restlöcher vom 2. Ok­
tober 1980 (GBl. I Nr. 31 S. 301), soweit Halden stillgelegt 
oder Restlöcher zurückgelassen werden sollen.

Auf der Grundlage dieser Rechtsvorschriften treffen 
die örtlichen Staatsorgane ihre Entscheidung. Bergbaulich 
genutzte Bodenflächen sind vorrangig für eine land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung herzurichten. Dabei ist zu 
beachten, daß Wiederurbarmachungsleistungen bereits pa­
rallel zu den Gewinnungsarbeiten durchgeführt werden.

Wieder urbar gemachte Bodenflächen dürfen dem 
Folgenutzer dann übergeben werden, wenn auf ihnen die 
vorgesehene Nutzung möglich ist. Da dies sowohl von der 
Größe als auch von der Qualität der wieder urbar gemach­
ten Flächen abhängt, hat der Gewinnungsbetrieb mit dem 
vom Rat des Kreises zu benennenden Folgenutzer einen 
Vertrag über Art, Umfang und Zeitraum der Wiederurbar­
machung, über die Gestaltung und Qualität der Boden­
flächen sowie über deren Übergabe abzuschließen (vgl. 
§§ 22 Abs. 1, 23 Abs. 1 und 2 der 1. DVO zum Berggesetz, 
§ 5 der WiederurbarmachungsAO).

Maßstab für die Beurteilung der Vollständigkeit und 
Qualität der Wiederurbarmachung sind die genannten 
Rechtsvorschriften, die auf deren Grundlage getroffenen 
Festlegungen der örtlichen Staatsorgane und die Verein­
barung mit dem Folgenutzer. Daraus ergibt sich, daß die 
Anforderungen an Umfang und Qualität der Wiederurbar­
machungsleistungen in den jeweiligen Fällen unterschied­
lich sein können. Daher kommt den Festlegungen der ört­
lichen Staatsorgane große Bedeutung zu, weil sie zugleich 
den Rahmen des Vertrags zwischen Gewinnungsbetrieb 
und Folgenutzer abstecken. Es ist demnach folgendes zu 
beachten:

1. Die Festlegungen des örtlichen Organs und der Ver­
tragsabschluß haben so rechtzeitig und vollständig zu er­
folgen, daß die Erfordernisse der Wiederurbarmachung

bei den Gewinnungsarbeiten berücksichtigt werden kön­
nen.

2. Bei der dauernden umfassenden Nutzung von Boden­
flächen durch den Gewinnungsbetrieb ist der Rechtsträger­
oder Eigentumswechsel an den Grundstücken zu veran­
lassen (§12 Abs. 2 der 1. DVO zum Berggesetz). Die Ent­
scheidung darüber, ob eine dauernde umfassende Nutzung 
durch den Gewinnungsbetrieb vorliegt, wird sowohl von 
der Dauer der bergbaulichen Nutzung als auch davon be­
stimmt, ob die ursprüngliche Nutzungsart nach Abschluß 
der bergbaulichen Arbeiten wieder erreicht werden kann. 
Der Abschluß eines Nutzungsvertrags zwischen Gewin­
nungsbetrieb und Eigentümer bzw. Rechtsträger eines 
Grundstücks ist bei dauerndem umfassendem Entzug durch 
Einwirkung der örtlichen Staatsorgane von vornherein aus­
zuschließen bzw. nachträglich zu korrigieren, weil ein 
solcher „Nutzungsvertrag“ für alle Beteiligten und insbe­
sondere auch für die territoriale Entwicklung nachteilig 
wäre. Das ergibt sich daraus, daß sich der Überlasser durch 
den Nutzungsvertrag zur Rücknahme einer bergbaulich 
genutzten Bodenfläche verpflichtet, die er selbst nicht wei­
ter nutzen kann; der Vertrag erschwert außerdem die Nut­
zung der Bodenflächen durch geeignete Folgenutzer. Eine 
Ursache für den Abschluß derartiger unzulässiger Nut­
zungsverträge ist auch die nicht konsequente und termin­
gerechte Abstimmung der Wiederurbarmachung.

3. Die Wiederurbarmachungsleistung muß sowohl den 
landeskulturellen, folgenutzungsspezifischen und sonstigen 
volkswirtschaftlichen Interessen als auch den Erfordernis­
sen von Ordnung und Sicherheit entsprechen. Die vor allem 
in der ABAO 122/1 und der АО über Halden und Rest­
löcher enthaltenen Forderungen zur Gewährleistung der 
Sicherheit (z. B. bezüglich der Böschungsgestaltung und der 
Wasserableitung) sind Mindestforderungen, die bei den 
Festlegungen und Vereinbarungen zur Wiederurbar­
machung zu berücksichtigen sind.

Die Verantwortung des Gewinnungsbetriebes für die 
Bodenflächen endet nach ihrer Abnahme durch den Folge­
nutzer und in der Regel nach erfolgtem Rechtsträgerwech­
sel. Mit diesem geht die Verantwortung für die Gewähr­
leistung von Ordnung und Sicherheit auf den Folgenutzer 
über. Auch unter diesem Aspekt der Verantwortung des 
Folgenutzers für die Gewährleistung von Ordnung und 
Sicherheit auf den abgenommenen Bodenflächen ist sein 
Recht zur Abnahmeverweigerung von nicht qualitätsgerecht 
oder unvollständig wieder urbar gemachten Bodenflächen 
zu sehen. Bei einer berechtigten Abnahmeverweigerung 
bleibt der Gewinnungsbetrieb für die Bodenflächen ver­
antwortlich. Ist die Wiederurbarmachung unvollendet (un­
vollständig oder nicht qualitätsgerecht), darf der Folge­
nutzer die Bodenflächen nur dann abnehmen, wenn die 
Folgenutzung möglich ist. Dies setzt zumindest voraus, 
daß die Bodenflächen entsprechend den Sicherheitsvor­
schriften und den Forderungen der staatlichen Kontroll­
organe (insbesondere der Bergbehörden) gestaltet sind und 
in einem solchen sicheren Zustand erhalten werden kön­
nen.

Verweigert der Folgenutzer die Abnahme der wieder 
urbar gemachten Bodenflächen unberechtigt, so entschei­
det gemäß § 22 Abs. 3 der 1. DVO zum Berggesetz über die 
Abnahme
— bei den für landwirtschaftliche Zwecke wieder urbar

gemachten Bodenflächen der Rat des Kreises, Abteilung
Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft,

— bei den für forstwirtschaftliche Zwecke wieder urbar
gemachten Bodenflächen das zuständige Wirtschafts­
organ der Forstwirtschaft,

— bei den für sonstige Zwecke wieder urbar gemachten
Bodenflächen der Rat des Kreises.
Diese Organe legen fest, von welchem Zeitpunkt an 

die wieder urbar gemachten Bodenflächen als abgenom­
men gelten. Auf der Grundlage dieser Abnahmeentschei­
dung ist über die Bodenflächen unverzüglich der Rechts-


